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Insgesamt schlossen die rhein-
land-pfälzischen Gemeinden und 
Gemeindeverbände das Haus-
haltsjahr 2017 mit einem Über-
schuss von 431 Millionen Euro 
ab und konnten damit nach 2015 
erst den zweiten Kassenüber-
schuss seit 1990 verzeichnen.
Der Grund hierfür ist, dass die 

Einnahmen der Kommunen im 
vergangenen Jahr stärker ge-
stiegen sind als die Ausgaben 
– plus 5,3 Prozent auf 14,4 Mil-
liarden Euro gegenüber 2016. 
Gleichzeitig stiegen die Ausgaben 
nur um 2,1 Prozent (auf 14,0 
Milliarden Euro). Bei stagnie-
renden Sozial- und steigenden 
Personalausgaben legten die 
Investitionen deutlich um acht 
Prozent auf über eine Milliarde 
Euro zu, lagen damit aber weiter 
nur auf dem Niveau von Anfang 
der 1990er-Jahre.

Weiterhin hohe Verschuldung

Die Gesamtverschuldung der 
rheinland-pfälzischen Kommu-
nen sank insgesamt um 239 Mil-
lionen Euro auf 12,3 Milliarden 
Euro (-1,9 Prozent). Damit ist die 
Pro-Kopf-Verschuldung 2017 mit 
3.107 Euro fast doppelt so hoch 
wie der Länderdurchschnitt. Im 
bundesweiten Ranking der Pro-
Kopf-Verschuldung 2016 gehör-
ten fünf Städte und vier Land-
kreise aus Rheinland-Pfalz zu den 
zehn am höchsten verschuldeten 
Gebietskörperschaften ihrer je-
weiligen Gebietskörperschafts-
gruppe. 

Trotz des landesweiten Kas-
senüberschusses schloss fast 
ein Drittel der Gemeinden und 
Gemeindeverbände (744) das 
vergangene Jahr mit einem Mi-
nus ab. Auch berücksichtige der 
Überschuss noch keine Tilgun-
gen, so der Rechnungshof. Der 
Schuldenabbau sei jedoch drin-
gend erforderlich, da Zinssteige-
rungen erhebliche Mehrbelastun-
gen zur Folge haben könnten. 
Dies gelte vor allem für Liquidi-
tätskredite mit kurzer Laufzeit. 
Selbst wenn Liquiditätskredite 
längerfristig mit dem gleichen 
Betrag wie 2017 getilgt werden 
könnten (211 Millionen Euro), 
würde es rund 30 Jahre dauern, 
bis die 6,4 Milliarden Euro an 
Schulden allein aus Liquiditäts-
krediten beglichen seien, machte 
der Rechnungshof deutlich.
Der Rechnungshof fordert in 

diesem Zusammenhang, die im 
Jahr 1991 abgeschaffte Geneh-

für Liquiditätskredite durch die 
Aufsichtsbehörden wiederein-
zuführen. 

Zusätzliche Belastungen

Im Kommunalbericht 2018 zeigt 
der Rechnungshof auch Fälle aus 
der Prüfungspraxis, in denen 
Entscheidungen der Verwaltun-
gen teilweise zu beträchtlichen 

-
siken für die Kommunen geführt 
haben. 
So sei die Beschaffung von 

Dienstwagen für kommunale 

Wahlbeamte nicht immer wirt-
schaftlich gewesen, etwa wenn 
Fahrzeuge geleast wurden, ob-
wohl die Zahl der Dienstreisen die 
Beschaffung nicht rechtfertigte. 
Zudem hätten umfangreiche Son-
derausstattungen ohne dienstli-
che Notwendigkeit vereinzelt zu 
Leasingraten geführt, die weit 
über den für Ministerdienstwa-
gen maximal zulässigen Raten 
lagen. Einige Amtsinhaber hät-
ten ihre Dienstwagen entgegen 
besoldungs-, kommunal- und 
haushaltsrechtlichen Vorschrif-
ten unentgeltlich für private Zwe-
cke genutzt.
Bei der Straßenreinigung hät-

ten die vom Rechnungshof ge-
prüften Fälle gezeigt, dass sich 
diese Haushaltsbelastungen 
bereits verringern ließen, wenn 
die rechtlichen Vorgaben einge-
halten werden. So hätten einige 

erforderlich oder in Bereichen 
gereinigt, in denen üblicherwei-
se die Reinigung auf Anlieger 
übertragen wird. Teilweise seien 
für Reinigungsleistungen trotz 

Entgelte erhoben oder es seien 
Straßen gereinigt worden, obwohl 

den Straßenanliegern übertragen 
worden war. Bei einer kreisfreien 
Stadt habe dies Aufwendungen 
von 280.000 Euro jährlich ver-
ursacht. Vielfach seien auch für 
den Winterdienst keine Gebühren 
verlangt worden, obwohl die Kos-
ten dies erfordert hätten.

Ein Plus, aber keine Entwarnung
Kommunen in Rheinland-Pfalz mit Gesamtüberschuss

(BS/gg) Der Rechnungshof Rheinland-Pfalz beschäftigt sich in seinem aktuellen Kommunalbericht 2018 
insbesondere mit der Haushaltslage der Gemeinden und Gemeindeverbände im Land. Hierbei gibt er, auf 
der Grundlage der landesweit in den Kommunen durchgeführten Prüfungen, auch eine Reihe von Beispielen 
dafür, wie unwirtschaftliche oder nicht an rechtlichen Vorgaben orientierte Entscheidungen zu finanziellen 
Nachteilen für die Kommunen führten.

 MELDUNG

Mehr Steuereinnahmen für Kommunen
(BS/gg) Nachdem die kommuna-
len Steuereinnahmen im vergan-
genen Jahr bei 105,1 Milliarden 
Euro lagen, prognostiziert die 
aktuelle Steuerschätzung für 
die Städte und Gemeinden im 
aktuellen Jahr Eingänge in Hö-
he von 111,2 Milliarden Euro. 
Für das Jahr 2019 erwarten die 
Steuerschätzer dann 114,2 Mil-
liarden Euro. 

Die Einnahmen aus der Ge-
werbesteuer sollen demnach in 
diesem Jahr im Vergleich zum 
Vorjahr um 2,8 Milliarden Euro 
bzw. 5,3 Prozent steigen. Ein 
moderates Einnahmewachstum 
wird auch für die Grundsteuer 
prognostiziert, wo man für das 
laufende Jahr 14,2 Milliarden 
Euro erwartet, nach 14 Milliarden 
Euro im Jahr 2017.

Dass in Deutschland die Arbeits-
bevölkerung altert, ist bekannt. 
In den kommenden Jahren 
werden die sogenannten Baby-
Boomer in den Ruhestand gehen. 
Ab 2020 wird die Arbeitsbevöl-
kerung so schnell schrumpfen 
wie nie zuvor. Wichtig für die 
Personalstrategie werden des-
halb Maßnahmen sein, die es 
erlauben, diese schwierige Zeit 
bestmöglich durchzustehen und 
vorausschauend zu planen, z. B.  
mit einem Ampel-System oder mit 
Teilzeitangeboten und Tandem-
Stellen.
Es wird zum Glück auch im-

mer mehr Berufstätige geben, 
für die das normale Rentenein-
trittsalter keine Bedeutung hat. 

-
sund und haben den Wunsch, 
weiterzumachen. Für innovative 
Personalarbeit steckt hier eine 
große Chance. Wir können den 
stärksten Folgen des Mitarbeiter-
mangels noch einmal entgehen, 
wenn wir den Älteren die Türen 
öffnen, die ihnen einen Verbleib 

im Arbeitsleben ermöglichen. 
Mittlerweile ist aus einem 

Nachfrager- schon ein Anbie-
terarbeitsmarkt geworden. Kön-
nen wir uns deshalb in Zukunft 
noch leisten, Stelleninteressierte, 
die mit einem gebrochenen Le-
benslauf daherkommen, nicht 
einzustellen? Man muss in der 
Lage sein, Kandidaten nicht nur 
nach Schulnoten, Stringenz und 
unterbrechungsfreier Karriere 
zu bepunkten, sondern bei der 
Bewertung auch Faktoren wie 
Metawissen und fachübergreifen-
de Erfahrungen einzubeziehen. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt 

ist hier bereits der Umgang mit 
Bewerbern. Das Internet macht 
verwöhnt. Wer warten muss, 
wendet sich ab. Das hat auch 
Auswirkungen auf den Rekru-
tierungsprozess. Arbeitgeber, die 
schnell sind, Antworten sofort 
geben und volle Transparenz si-
chern, haben einen Vorteil auf 
dem Arbeitsmarkt. Den sollten 
sich auch die Personalabtei-
lungen der öffentlichen Hand 

zunutze machen. Denn selbst 
wenn man den passenden Job 
anbietet, kann es dennoch sein, 
dass man mit dem Angebot nicht 
zum Zuge kommt, weil der Pro-
zess zu langsam, zu umständlich 
oder zu schwerfällig war.
Heutzutage ist es besonders 

wichtig, sich positiv bemerkbar 
zu machen. Arbeitgeber-Qualitä-
ten müssen angesichts der Wett-
bewerbslage vermarktet werden. 
Employer Branding gilt auch für 
kommunale Organisationen. Nur 
Stelleninteressenten, die von den 
Pluspunkten des Berufsweges bei 
der öffentlichen Hand wissen, 
werden diesen Weg einschlagen. 
Diese verfügt über ein einma-
liges, in einigen Dimensionen 

Mehr zum Thema in “13 Impulse 
für Ihre Personalarbeit”, bestellbar  
unter www.zfm-bonn.de

*Edmund Mastiaux, Dipl.-Kfm., 
ist Geschäftsführer und Inhaber 
des zfm in Bonn. 

Zukunftsfähige HR
Impulse für die Personalarbeit

(BS/Edmund Mastiaux*) Innovation ist in der Personalarbeit der öffentlichen Hand mehr denn je gefragt. Es 
werden Marktorientierung und am spezifischen Kundenbedarf ausgerichtetes Handeln verlangt. Die Qualität 
des Service muss sich wettbewerblichen Benchmarks stellen. Seit mehr als 25 Jahren ist zfm als Berater 
bundesweit tätig und auf die Belange der HR-Arbeit der öffentlichen Hand spezialisiert. Dadurch können wir 
gedanklich das vorwegnehmen, was die Personalarbeit des öffentlichen Sektors in der nächsten Dekade 
prägen wird.

Beteiligungen sind zu steuern 
(vgl. dazu meinen Beitrag in 
der Oktober-Ausgabe, S. 16: 
“Beteiligungen richtig steu-
ern”). Solange die Strukturen 
überschaubar sind, kann eine 

Gesellschaftsverträge geregelt 
werden. Wird das Konzerngebil-

Einführung eines Public Corpo-
rate Governance Kodex (PCGK) 
– sogenannte “Richtlinien guter 
Unternehmensführung”.
Die Anwendung eines PCGK 

soll eine transparente, gu-
te und verantwortungsvolle 
Unternehmensführung und 
-überwachung im Sinne einer 
sachgerechten Steuerung der 
Beteiligungen durch die Gesell-
schafter gewährleisten. Bereits 
geltende rechtliche Regelungen 
sollen durch sie ergänzt und 
konkretisiert werden. Allerdings 
führt allein der Erlass eines 
PCGK nicht zu einer verbes-
serten Steuerung der Beteili-
gungen. Auch diese Regelungen 
müssen gelebt und fortentwi-
ckelt werden – vorschlagsweise 
durch ein professionelles Betei-
ligungsmanagement.
Der Bund hat zur Steuerung 

seiner Beteiligungen einen PCGK 

veröffentlicht. Er hat grundsätz-
lich modellhafte Bedeutung für 
die kommunalen Beteiligungs-
verwaltungen. Allerdings liegen 
bei Bundesunternehmen schon 
alleine wegen der Größe von 
Unternehmen und der Struk-
tur von Anteilseignern andere 
Voraussetzungen vor. Daher 
bedarf es einer Anpassung, die 
auf die Bedarfe kommunaler 
Unternehmen zugeschnitten ist 
und deren Leistungsfähigkeit 
berücksichtigt. Im Kern betrifft 
dies folgende vier Bereiche:
Für das kommunale Beteili-

gungsmanagement sollten die 
-

zelnen Akteure (Politik, Verwal-
tung und Beteiligung) eindeutig 

Für die Unternehmenssei-
te sind die Aufgaben von Ge-
schäftsleitung und Aufsichtsrat 
festzulegen.

Für die Eigentümerseite ist 
die Rolle der Mandatsträger 
(idealerweise auch Angaben zu 

Betreuung durch das Beteili-
gungsmanagement zu regeln. 
Eine vornehmliche Aufgabe der 
durch die Mandatsträger besetz-
ten politischen Gremien ist die 
Formulierung klarer strategi-
scher Vorgaben.
Schließlich sollten die grund-

sätzlichen Verhaltensregeln, 
Berichtszyklen und Informati-

-

kann in einer Präambel der öf-
fentliche Zweck der Beteiligun-
gen grundlegend manifestiert 
werden. 

Lesen Sie mehr zum “Public 
Corporate Governance Kodex” 
im Kommunalbericht 2017, Hes-
sischer Landtag, Drucksache 
19/5336 vom 28. November 
2017, S. 78 ff. Zur Umsetzung 
des PCGK in kommunale Struk-

-
tionen auch im Kommunalbe-
richt 2013 vom 27. November 
2013, LT-Drs. 18/7663, S. 48 
ff. Alle Berichte sind kostenfrei 
unter rechnungshof.hessen.de 
abrufbar.

Public Corporate Governance Kodex
von Dr. Ulrich Keilmann

“Beteiligungsmanagement”

Dr. Ulrich Keil-
mann leitet die 
Abteilung Über-
örtliche Prüfung 
kommunaler 
Körperschaften 

beim Hessischen Rechnungshof 
in Darmstadt. Foto: BS/privat
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